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Wie schon bei der Grundsatzentscheidung zur  Umweltzone werden auch bei den Ausnahmeregelungen zum Fahrverbot Rat und Bürger vor vollendete Tatsachen gestellt. Diskussion nicht möglich- man versteckt sich wieder hinter Gesetzen. Gleichwohl fordern wir die Verwaltung dringend auf, den Aufwand und damit die Bearbeitungsgebühren für Ausnahmeanträge gegenüber der jetzt vorgelegten Regelung zu minimieren. 

Fragwürdig erscheinen uns Formulierungen wie „restriktive Prüfung“ der Anträge, oder auch „es ist freigestellt, die Antragsteller über mangelnde Erfolgsaussichten zu informieren“. Nein, gerade angesichts der Vielzahl extra abgestellter und eingestellter Mitarbeiter muss es zur Normalität gehören, dass Antragsteller, deren Anliegen keine Erfolgsaussicht hat, darüber rechtzeitig informiert werden, um so Verwaltungskosten zu sparen und gebührenpflichtige Ablehnungen zu vermeiden. 

Im übrigen wurde immer beteuert, dass städtische Fahrzeugparks gegenüber privaten nicht bevorzugt behandelt werden. Nun soll aber der Fahrzeugflotte der LVB ein längerer Anpassungszeitraum (bis 2016) eingeräumt werden als privaten Fuhrparks (bis 2014). Wir fordern: Gleiches Recht für alle, die Frist bis 2016 muss dann auch für private Nutzfahrzeug-Fuhrparks gelten!

